
länger dauernden Hauptverhandlung sich nicht mehr 
gewachsen fühlt, liegen. Der Ablehnungsgrund kann 
aber auch in besonderen verwandtschaftlichen oder son­
stigen engen Beziehungen zum Angeklagten bestehen.

Die Weigerung zur Übernahme einer Verteidigung 
muß immer berechtigt, d. h. vereinbar mit der grund­
sätzlichen Pflicht zur Führung der Verteidigung sein. 
Kein Recht zur Ablehnung einer Verteidigung kann 
in der Schwere der Tat, in der politischen Bedeu­
tung eines strafrechtlichen Vorwurfs erblickt werden. 
Eine Tendenz, „heiße Eisen“ nicht anzufassen, würde 
der Stellung und Verantwortung des Anwalts wider­
sprechen. Auch eine durch Gerichtsbeschluß angeordnete 
Pflichtverteidigung kann abgelehnt werden, aber auch 
nur aus beachtlichen Gründen. Der gelegentliche Vor­
halt gegenüber einem Verteidiger, wie er einen „der­
artigen Angeklagten“ noch verteidigen könne, geht fehl, 
weil hier die grundsätzliche Aufgabe der Verwirk­
lichung des Rechts auf Verteidigung verkannt wird. 
Meist liegt einem solchen Vorhalt der Irrtum zugrunde, 
der Verteidiger habe die Tat zu verteidigen. In Wahr­
heit hat er dem Beschuldigten Verteidigungshilfe zu 
gewähren.

Die Ablehnung der Übernahme einer Verteidigung 
muß u n v e r z ü g l i c h  e r f o l g e n .  Die übernommene 
Verteidigung muß grundsätzlich bis zur Beendigung des 
Verfahrens, also durch alle Instanzen, geführt werden, 
solange nicht der Angeklagte von seinem jederzeitigen 
Recht auf Widerruf des Antrages Gebrauch macht.

Die in cler Praxis oft erörterte Frage, ob der Vertei­
diger auch ohne Aussicht auf Erfolg oder gegen seine 
eigene Überzeugung auf a u s d r ü c k l i c h e n  und 
nachhaltigen Wunsch des Angeklagten Berufung ein- 
legen dürfe, kann m. E. für den Wahl- und Pflichtver­
teidiger nur e i n h e i t l i c h  beantwortet werden. Wenn 
der Angeklagte entgegen allen Belehrungen und Hin­
weisen, auch auf die Kostenfolge, auf seinem Wunsch 
nach Einlegung eines Rechtsmittels beharrt, dann muß 
der Verteidiger dieses Rechtsmittel auch gegen seine 
persönliche Überzeugung einlegen und das Rechtsmittel 
so sorgfältig wie möglich begründen und darf sich in 
dieser Begründung auch nicht von der Berufung distan­
zieren. Ratsam ist es, daß der Verteidiger seine Beleh­
rungen und Hinweise aktenkundig macht und vom 
Angeklagten abzeichnen läßt, um sich gegen spätere 
Vorwürfe auch von seiten des Angeklagten oder seiner 
Angehörigen zu sichern.

Die vereinzelt geäußerte Ansicht, der Verteidiger 
habe den Angeklagten bei einer nach seiner Ansicht 
aussichtslosen Berufung an die Geschäftsstelle oder an 
einen anderen Kollegen zu verweisen, kann nicht rich­
tig sein. Damit wird das Problem nicht gelöst, sondern 
seine Lösung nur verschoben.

Entscheidend für die Pflicht zur Einlegung der Be­
rufung — auch gegen die persönliche Überzeugung des 
Verteidigers — dürfte der Umstand sein, daß der Ver­
teidiger auch hier seiner gesellschaftlichen- Aufgabe 
genügen und Hilfe leisten muß, um das prozessuale 
Recht des Angeklagten zu sichern, die Meinung und 
Entscheidung einer zweiten Instanz zu erfahren, und sei 
es die einstimmige Auffassung des Berufungsgerichts 
über die offensichtliche Unbegründetheit der Berufung. 
Der Verteidiger muß dem Angeklagten beistehen, bis 
der Erziehungsprozeß des Strafverfahrens seinen Ab­
schluß gefunden hat.

Dem Recht zur Niederlegung einer Verteidigung — die 
Niederlegung darf auch hier nicht zum Schaden des An­
geklagten erfolgen — entspricht andererseits die Pflicht 
zur Niederlegung. Das von Heidrich angeführte Beispiel 
des Buntmetall-Diebstahls gehört m. E. hierher®. Hat 
der Angeklagte dem Verteidiger ein überzeugendes Ge- 5
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ständnis abgelegt und gelingt es dem Verteidiger nicht, 
ihn zu einem Geständnis gegenüber dem Gericht zu be­
wegen, so gibt es nicht die von Heidrich aufgezeigten 
Möglichkeiten der Verteidigung, sondern nur die Nie­
derlegung. Es ist eines sozialistischen Verteidigers un­
würdig, den Bemühungen eines Angeklagten, der das 
Gericht durch Scheinalibibeweise von der Wahrheit 
wegführen will, Hilfe zu leisten, sei es auch nur zurück­
haltend oder durch passive Teilnahme.

Jeder Kompromiß führt ab vom Wege des sozialisti­
schen Verteidigers und hin in das Zwielicht bürger­
licher Advokatur.

Das Recht auf Akteneinsicht ist ein besonderes Recht 
des Verteidigers, das der Angeklagte nicht hat. Es ver­
pflichtet ihn zu sorgfältiger und gewissenhafter Durch­
arbeitung der Akten. Es gibt ihm das Recht, schrift­
liche Aktenauszüge zu machen, aber nicht das Recht, 
zur Aktenabschrift. Die Akteneinsicht wird erst nach 
Abschluß der Ermittlungen möglich und praktisch.

Zu den bedeutsamen prozessualen Rechten des Ange­
klagten gehört sein Recht, „in jeder Lage des Ver­
fahrens die Hilfe eines Verteidigers in Anspruch“ zu 
nehmen (§ 74 Abs. 1 StPO). Zu dieser Frage sei auf 
§ 80 Abs. 3 StPO verwiesen, eine Bestimmung, von der 
viel zu selten, z. B. bei komplizierten Tatgeschehen, 
Gebrauch gemacht wird. Die jederzeitige Korrespondenz 
und Rücksprache mit dem Angeklagten — gegebenen­
falls unter Aufsicht, solange die Ermittlungen noch 
nicht abgeschlossen sind — müssen gewährleistet blei­
ben.

Eine Kernfrage der Verteidigung besteht, wie 
Heidrich richtig hervorhebt, in der Beratung des Ange­
klagten. Sie umschließt das Recht des Verteidigers, mit 
dem Angeklagten allein, d. h. ohne Aufsicht, zu spre­
chen (§ 80 Abs. 3, 1. Halbsatz StPO). Aber die Beratung 
steht nicht am Anfang des Gesprächs mit dem Ange­
klagten, sondern entscheidend für das erste Gespräch 
ist die aufmerksame und geduldige Anhörung des An­
klagten. In dem gründlichen Anhören des Angeklagten 
liegt m E. der Schlüssel zur Verteidigung und die Vor­
aussetzung für eine erfolgreiche Beratung des Ange­
klagten. Selbstverständlich darf der Verteidiger dem 
Angeklagten nichts einreden oder gar einblasen. Leider 
taucht ein solcher Verdacht gelegentlich dann auf, wenn 
der Angeklagte von seinen in den Protokollen festgehal­
tenen Aussagen abweicht oder sie sogar widerruft, weil 
die Vorstellung vom bürgerlichen Advokaten, der ge­
legentlich ganz dicht an den Täter heranrückt, um ihm 
Beihilfe zu leisten, noch immer lebendig ist. Die Tätig-? 
keit der Kollegienanwälte, die es nicht nötig haben, an 
den Angeklagten „heranzurücken“, weil sie von ihm 
finanziell unabhängig sind, rechtfertigt eine solche vor­
gefaßte Meinung nicht.

Neben dem Recht und der Pflicht, Anträge zur Sach­
aufklärung zu stellen, steht das so wesentliche Frage­
recht des Verteidigers, das mehr und mehr als direktes 
Fragerecht an den Angeklagten, an die Zeugen und 
Sachverständigen gewährt wird. Die gelegentliche 
Sorge, die direkte Befragung könnte ein „gesichertes 
Beweisergebnis“ gefährden, wird getragen von einer 
unzulässigen Beweisvorwegnahme. Je gesicherter jedoch 
das Beweisergebnis ist, um so standhafter ist es gegen 
alle zur Sache gehörigen direkten Fragen.

Zum A r b e i t s s t i l  des sozialistischen Verteidigers 
gibt es noch viele offene Fragen. Heidrich hat auf zahl­
reiche hingewiesen. Dieser Komplex umschließt den 
Umgang und die Verhandlung mit dem Angeklagten, die 
Gespräche mit seinen Angehörigen, mit etwaigen Zeu­
gen und Sachverständigen, die aktenmäßige Bearbei­
tung, das richtige kollegiale Verhalten zur Staatsanwalt­
schaft und zum Gericht, aber auch gegenüber dem Kol­
legium oder dem Mitverteidiger, und nicht zuletzt auch 
die Verbindung zu den örtlichen Staatsorganen. Hierzu
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